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Verfahren zur Bestellung von Schulleitungen gemäß § 61 SchulG
Sehr geehrte Damen und Herren,
nach längerem Vorlauf hat kürzlich ein Gespräch zwischen den kommunalen Spitzenverbänden und der Schulrechtsabteilung des Ministeriums für Schule und Weiterbildung zum neu geregelten Verfahren zur Bestellung der Schulleitung (§ 61 SchulG) stattgefunden. Grundlage des Gespräches war das von Städtetag Nordrhein-Westfalen und Städte- und Gemeindebund NRW erarbeitete Papier zu der Thematik. Das Papier ist Ihnen bereits am 18.09.2006 von der Geschäftsstelle übersandt worden und war auch Gegenstand der 136. Sitzung des Schul- und Bildungsausschusses am 29.11.2006. 

Aus dem Gespräch sind folgende Ergebnisse festzuhalten:

1. Stellenausschreibung

Das MSW erkennt grundsätzlich an, dass der Schulträger angesichts der Tatsache, dass diesem neben seinem Stimmrecht in der  Schulkonferenz bei der Wahl der Schulleiterin bzw. des Schulleiters auch ein Vetorecht gem. § 61 Abs. 4 SchulG eingeräumt ist, ein gegenüber den anderen Mitgliedern der Schulkonferenz erhöhtes Informationsinteresse an der Eignung der Bewerber hat. Gleichwohl lehnt das Ministerium die im Papier der kommunalen Spitzenverbände erhobene Forderung, dem Schulträger mit der Stellenausschreibung die Möglichkeit zur Einsichtnahme in die gesamten Bewerbungsunterlagen zu geben, unter Hinweis auf § 61 Abs. 1 Satz 4 SchulG (Recht zur Einsichtnahme in die Personal- und Verwaltungsvorgänge ausschließlich durch den Vorsitzenden der Schulkonferenz) ab. 

Den Schulträgern sollen nach Aussagen des MSW weiterhin die Daten übermittelt werden, die bisher zur Ausübung des Vorschlagsrechtes übermittelt wurden (lt. Erlass vom 18.06.1993). Aus Sicht des MSW bleibt es dem Schulträger darüber  hinaus unbenommen, Unterlagen von Bewerbern/innen anzufordern und/oder diese zu Gesprächen einzuladen.

2. Schulfachliche Beurteilung

Die im Papier der kommunalen Spitzenverbände angesprochene Überlegung, dem Schulträger die Möglichkeit zur Teilnahme am sog. schulfachlichen Kolloquium zu geben, wird vom MSW unter Hinweis auf die neue Rechtslage abgelehnt. 

Im jetzigen Konzept für die Gewinnung von Bewerbern/innen für Schulleitungsämter ist vorgesehen, zunächst auf der Grundlage einer Bestbeurteilung eine Schulleiterfortbildung zu durchlaufen und anschließend in einem Assessmentverfahren die Eignung für eine Schulleiterfunktion attestiert zu bekommen. Die Schulträgerseite ist nach diesem Konzept mit zwei Vertretern (benannt durch die kommunalen Spitzenverbände) am Assessmentverfahren beteiligt. Eine weitere dienstliche Beurteilung nach dieser Eignungsfeststellung ist nicht mehr vorgesehen.

3. Auswahl der zur Wahl vorgeschlagenen Bewerber/innen

Nach Auffassung des MSW enthält § 61 Abs. 1 Satz 2 SchulG keine zwingende Vorschrift zum Vorschlag von mindestens zwei Bewerbern/innen. Gleichwohl sollten nach Möglichkeit mindestens zwei geeignete Personen vorgeschlagen werden. Für den Fall, dass nur ein/e Bewerber/in vorgeschlagen und von der Schulkonferenz abgelehnt wird, ist von der Bezirksregierung ein neuer Vorschlag vorzulegen. Hinsichtlich der Frage, wie oft dieses Verfahren wiederholbar ist und dann ein Letztentscheidungsrecht der Schulaufsicht greift, gibt es seitens des MSW keine eindeutige Festlegung. Ein Letztentscheidungsrecht der Schulaufsicht gibt es nach Auffassung des MSW aber bei Wahlverwirkung. 
4. Vorstellung der ausgewählten Bewerber/innen im kommunalen Schulausschuss


Nach Auffassung des MSW sollte nur der/die von der Schulkonferenz gewählte Bewerber/in verpflichtet werden, sich im Schulausschuss des Schulträgers vorzustellen. Gleichwohl bleibt es dem Schulträger unbenommen, auch die übrigen Bewerber/innen zur Vorstellung einzuladen. 

5. Benennung des stimmberechtigten Vertreters für die Schulkonferenz / mögliche 
    Beteiligung der Bezirksvertretung


Das MSW stimmt den Ausführungen und Vorschlägen des Papiers zu den beiden Punkten zu, da das Verfahren den Regeln der Gemeindeordnung entspricht und die nähere Ausgestaltung den Kommunen überlassen bleibt. 


6. Zustimmung zur Wahl oder Ausübung des Vetorechts

Das MSW teilt die Auffassung der kommunalen Spitzenverbände, dass die Frage, ob und wie der Schulträger von seinem Vetorecht Gebrauch macht, nicht bindend vorgeschrieben werden kann. Im Übrigen bedarf ein Veto keiner Begründung.

7. Teilnahme am Verfahren

Mit dem MSW wurde aus gegebenem Anlass auch die Frage erörtert, ob der Schulträger zur Benennung eines Vertreters und zur Teilnahme am Wahlverfahren der Schulkonferenz verpflichtet ist. 
Die Geschäftsstelle vertritt hierzu die Auffassung, dass § 61 Abs. 2 SchulG ein subjektiv-öffentliches Recht des Schulträgers schafft, ein stimmberechtigtes Mitglied sowie bis zu drei nicht stimmberechtigte Vertreter/innen in die Schulkonferenz zur Wahl der Schulleitung zu entsenden. Während die Entsendung der nicht stimmberechtigten Mitglieder nach der Gesetzesformulierung eindeutig in der Entscheidung des Schulträgers liegt, stellt sich die Frage, ob die Entsendung des stimmberechtigten Mitglieds verpflichtenden Charakter hat und folglich von der Kommunalaufsicht erzwungen werden kann. Nach Auffassung der Geschäftsstelle ist diese Frage zu verneinen. Es bleibt auch hier der Entscheidung des Schulträgers überlassen, ob er seine Rechte ausübt oder nicht. Dies galt bereits beim früheren Vorschlagsrecht, das ein Erlöschen des Rechtes nach einer bestimmten Frist vorsah. Im Übrigen ist auch das in § 61 Abs. 4 SchulG geregelte Vetorecht ähnlich konstruiert. Eine Nichtäußerung innerhalb der angegebenen Frist führt zur Zustimmung.
Das MSW hat sich zu dieser Frag noch keine abschließende Meinung gebildet. Gleichwohl wurden seitens der Schulrechtler im MSW in dem Gespräch Bedenken gegen diese Rechtsauffassung dahingehend erhoben, ob bei nicht erfolgter Benennung eines kommunalen Vertreters der (Wahl-)Beschluss der Schulkonferenz als Ganzes unwirksam sei. Das MSW hat hierzu eine Prüfung angekündigt. Das Verfahren, einen kommunalen Vertreter grundsätzlich zu benennen, über eine tatsächliche Teilnahme des kommunalen Vertreters an der Schulkonferenz aber im Einzelfall zu entscheiden, ist nach Auffassung MSW rechtlich nicht zu beanstanden. 

8. Regelung für die stellvertretende Schulleitung

Das MSW hat angekündigt, das Verfahren gem. § 61 nach Klärung einer Reihe von Rechtsfragen voraussichtlich in 2008 analog zum Verfahren nach § 61 SchulG zu regeln. Bis dahin gilt weiterhin das Verfahren nach altem Recht.

Zum weiteren Verfahren hat das MSW einen Ausführungserlass für den Herbst 2007 angekündigt. 

Wir hoffen, Ihnen damit die nötigen Informationen zum aktuellen Stand gegeben zu haben und verbleiben

mit freundlichen Grüßen

In Vertretung
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